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Schriftliche Bewerbungen (Beträge lt. Urteil FG Köln, 
07.07.04 – 7 K 932/03)

Bewerbungsmappe (4,00 DM, 2x verwendbar) 2,00 DM

24 Klarsichthüllen (Paket mit 50 Stück = 5,00 DM, je 
Hülle 0,10 DM) 2,40 DM

18 Fotokopien (à 0,20 DM, 2x verwendbar)  1,80 DM

6 Seiten Briefpapier (Anschreiben + Lebenslauf;  
à 0,20 DM)  1,20 DM

Drucken der Seiten  
(Patrone 80,00 DM für ca. 800 Seiten = 0,10 DM je 
Seite)  

0,60 DM

Briefumschlag B4 1,00 DM

Telefonkosten (Gespräche etc.) 2,00 DM

Portokosten 3,00 DM

Passbilder (4 Stück 16,00 DM, pro Stück 4,00 DM,  
2x verwendbar)  2,00 DM

Drucken einer Kopie des Bewerbungsanschreibens  
(2 Seiten x 0,10 DM) 0,20 DM

Archivierung der Unterlagen im Ordner  
(anteilig 0,10 DM) 0,10 DM

Summe Kosten schriftliche Bewerbung  16,30 DM

Gerundet  17,00 DM

Umgerechnet in Euro 8,70 EUR

Erstattungen mindern den Werbungskostenabzug
In manchen Fällen übernimmt das Arbeitsamt die nach-
gewiesenen Bewerbungskosten bzw. erstattet je Be-
werbung einen pauschalen Betrag von 5 Euro, maximal 
260 Euro im Jahr. Auch die Firmen sind bei der Wahr-
nehmung von Vorstellungsgesprächen nach § 670 BGB 
verpflichtet, die anfallenden Fahrt- und Reisekosten zu 
erstatten. Diese Erstattung kann nur ganz oder teilweise 
ausgeschlossen werden, wenn von der Firma im vorhi-
nein auf eine fehlende Kostenübernahme hingewiesen 
wurde. Immer dann, wenn für die Bewerbungskosten 
Erstattungen geleistet werden, müssen die Erstattun-
gen von den Werbungskosten abgezogen werden.

BMF ERLÄSST ERSTEN ENTWURF ZUM UMSATZSTEU-
ERLICHEN NULLSTEUERSATZ FÜR PV-ANLAGEN 

Durch das Jahressteuergesetz 2022 wurde für be-
stimmte PV-Anlagen ab dem 01.01.2023 ein sog. Null-
steuersatz eingeführt. Damit wird auf die Lieferung und 
Installation von Solarmodulen inkl. Stromspeicher und 
anderer wesentlicher Komponenten eine Umsatzsteuer 
von 0 % erhoben. Dies gilt auch für die Erweiterung 
von Anlagen sowie Einfuhren und innergemein-
schaftliche Erwerbe. Bei in 2022 bestellten Anlagen 
ist die Lieferung bzw. Installation in 2023 entscheidend. 
Nun hat das BMF (nachdem zunächst nur ein Entwurf 
veröffentlicht worden war) am 27.02.2023 den finalen 
Anwendungserlass zum Nullsteuersatz herausgegeben, 
um den vielen Fragen in der Praxis zu begegnen. Die 
wesentlichen Inhalte werden nachstehend beschrieben:

Lieferung von PV-Anlagen und entsprechende Ne-
benleistungen begünstigt:
    �Begünstigt: 

	 -   �Lieferung der Hardware (d. h. die Solarmodule 
und wesentliche Komponenten wie Speicher, 
Wechselrichter, Dachhalterungen, Energiema-
nagement-Systeme). Zu den begünstigten So-
larmodulen gehören auch Inselanlagen, Hybrid-
module oder stationäre Solarmodule. 

	 -   �Photovoltaikanlagenspezifische Nebenleistungen 
(z. B. Montage, Installation, Anschluss sowie Be-
reitstellung von Software zur Steuerung). 

    �Nicht begünstigt: 
	 -   �Stromverbraucher (z. B. Ladeinfrastruktur, 

Wärmepumpe, Wasserstoffspeicher).
	 -   �Wartungen und Reparaturleistungen. 
	 -   �Vorarbeiten, die anderen Zwecken dienen (z. B. 

Erneuerung/Erweiterung des Zählerschranks im 
Rahmen einer Sanierung).

    �Bei Leasing- und Mietkaufverträgen ist entsprechend 
den Vorgaben des BMF-Schreibens zu prüfen, ob 
hiernach eine Lieferung oder eine Vermietung zu se-
hen ist. Letztere unterfällt nicht dem Nullsteuersatz. 

PV-Anlagen-Betreiber muss Leistungsempfänger 
sein:
    �Begünstigt sind nur Lieferungen an den/die Betreiber 

der PV-Anlage, nicht hingegen vorausgehende Liefe-
rungen z. B. an Zwischenhändler. 
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    �Die Betreiber können natürliche oder juristische Per-
sonen oder Personenzusammenschlüsse sein. 

Begünstigung ist an Belegenheitsvoraussetzungen 
geknüpft:
    �Die Installation der PV-Anlage muss auf oder in der 

Nähe von Privatwohnungen, Wohnungen oder öf-
fentlichen und anderen dem Gemeinwohl dienen-
den Gebäuden erfolgen. 

    �Als Wohnung gilt z. B. auch eine Gartenlaube oder 
bestimmte Wohnwagen. 

    �Von einer Wohnungsnähe wird insbesondere aus-
gegangen, wenn sich die Anlage auf dem gleichen 
Grundstück befindet bzw. in einem einheitlichem Ge-
bäudekomplex. 

Vereinfachungsregel:
    �Die Belegenheitsvoraussetzung gilt als erfüllt, wenn 

die installierte Bruttoleistung der PV-Anlage nicht 
mehr als 30 kW (peak) beträgt und die Anlage ins 
Marktstammdatenregister (MaStR) eingetragen wur-
de.

Nachweispflichten bei Solarmodulen mit Leistung 
von mehr als 600 Watt:
    �Grundsätzlich hat der leistende Unternehmer den 

Nachweis über die Voraussetzungen des Nullsteuer-
satzes zu erbringen. 

    �Er kann diese Pflicht aber auch durch Erklärung des 
Erwerbers (z. B. im Rahmen der AGB) erfüllen. Aus-
reichend ist dafür, wenn der Erwerber erklärt, dass er 
Betreiber der PV-Anlage ist und die installierte Brutto-
leistung lt. MaStR nicht mehr als 30 kW (peak) beträgt 
bzw. betragen wird. 

    �Die Nachweispflicht greift erst bei Anlagen mit einer 
Leistung von mehr als 600 Watt.

Unentgeltliche Wertabgabe/Entnahme der PV-Anla-
ge: 
Neuanlagen: (nach dem 31.12.2022 zum Nullsteuersatz 
angeschaffte Anlagen):
    �Keine Umsatzbesteuerung des eigenverbrauchten 

Stroms (unentgeltliche Wertabgabe).
    �Keine Umsatzsteuer auf die Entnahme der Anlage. 

Altanlagen (vor dem 01.01.2023 angeschaffte Anlagen):
    �Weiterhin Umsatzbesteuerung (und Umsatzsteuer-

erklärung) des eigenverbrauchten Stroms, sofern der 
Betreiber auf die Kleinunternehmerregelung verzich-
tet und Vorsteuer aus dem Erwerb geltend gemacht 
hat. 

Entnahmemöglichkeit der Altanlage: 
    �Das BMF eröffnet Altanlagenbetreibern die Mög-

lichkeit, die Altanlage ohne steuerliche Nachteile zu 
entnehmen und so (im Sinne einer Gleichstellung mit 
Neuanlagenbetreibern) der Umsatzbesteuerung des 
eigenverbrauchten Stroms zu entgehen.

    �Voraussetzung: 
	 -   �Voraussichtlich mehr als 90 % des erzeugten 

Stroms wird für private Zwecke verwendet (d. h. 
Einspeisung von unter 10 %).

	 -   �Dies wird unterstellt, wenn ein Teil des erzeugten 
Stroms z. B. in einer Batterie gespeichert wird. Al-
ternativ kann dies auch durch eine Rentabilitäts-
berechnung nachgewiesen werden.

	 -   �Zulässig ist nur die Entnahme der gesamten Anla-
ge, nicht jedoch eine Teilentnahme z. B. des pro-
zentual privat genutzten Anlagenteils. 

BFH-URTEIL: GRUNDSTÜCKSWERTERMITTLUNG BEI 
EXISTENZ EINES ZEITNAHEN KAUFPREISES 

Um die Bemessungsgrundlage für die Erbschaft- und 
Schenkungsteuer zu ermitteln, müssen übertragene Im-
mobilien nach den Vorgaben des Bewertungsgesetzes 
auf den Übertragungsstichtag bewertet werden. 

Ein- und Zweifamilienhäuser sowie Wohnungs- und Teil-
eigentum werden grundsätzlich auf Basis von Vergleich-
spreisen bewertet, sofern solche von den Gutachteraus-
schüssen für die entsprechende Region bereitgestellt 
werden. Andernfalls ist das (ggf. zu niedrigeren Werten 
führende) Sachwertverfahren anzuwenden. Wie der 
BFH nun entschied, kann auch aus dem zu bewerten-
den Objekt selbst der Vergleichspreis abgeleitet werden.
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Sachverhalt: 
    �Mit Schenkungsvertrag von März 2017 wurde ein 

Geldbetrag von 920.000 Euro zzgl. Anschaffungsne-
benkosten für den Erwerb eines bestimmten Einfa-
milienhauses vom Vater an die Tochter geschenkt 
(mittelbare Grundstücksschenkung).

    �Die Tochter erwarb im selben Monat März 2017 für 
920.000 Euro das Objekt. 

    �Mangels Vergleichspreisen und -faktoren wurde für 
das Einfamilienhaus der Sachwert ermittelt und dem 
Finanzamt erklärt. Dieser betrug 518.403 Euro. Das 
Finanzamt und das Finanzgericht setzten den Wert 
jedoch mit 920.000 Euro an.

Beurteilung durch den BFH v. 24.08.2022:
    �Der BFH bestätigte den Wert von 920.000 Euro.
    �Der Grundstückswert könne nachrangig zum Gutach-

terausschuss, aber vorrangig zum Sachwertverfah-
ren aus dem Preis eines einzelnen Grundstücks ab-
geleitet werden. Das einzelne Vergleichsgrundstück 
kann auch das zu bewertende Grundstück selbst sein. 

    �Voraussetzung sei, dass 
	 1)   �zeitnah zum Bewertungsstichtag ein Kaufpreis 

für ein (einzelnes) Vergleichsgrundstück gezahlt 
worden ist 

	 und 
	 2)   �der Kaufpreis unter fremden Dritten nach 

marktüblichen Bedingungen vereinbart wur-
de.

    �Dem Steuerpflichtigen bliebe es unbenommen, einen 
niedrigeren gemeinen Wert durch ein Sachverständi-
gengutachten nachzuweisen.

Fazit: 
Auch wenn die Bewertung grundsätzlich bezogen auf 
den Schenkungsstichtag zu erfolgen hat, kann das Fi-
nanzamt auf Basis des BFH-Urteils künftig (wertaufhel-
lend) den Preis aus späteren Käufen/Verkäufen des zu 
bewertenden Objektes ableiten. Empfehlenswert ist 
daher, eine ausreichende Zeit nach der Schenkung ab-
zuwarten. 

BFH-URTEIL: ERWEITERTE UNBESCHRÄNKTE SCHEN-
KUNGSTEUERPFLICHT FÜR DEUTSCHE STAATSANGE-
HÖRIGE IST WEDER VERFASSUNGS- NOCH UNIONS-
RECHTSWIDRIG 

Die erweiterte unbeschränkte Steuerpflicht trifft aus-
schließlich deutsche Staatsangehörige, die zwar ihren 
Wohnsitz und dauernden Aufenthalt ins Ausland verlegt 
haben, dort aber noch nicht länger als fünf Jahre leben. 
Erbschaften oder Schenkungen innerhalb dieser Frist 
sind deswegen weiterhin in Deutschland (und ggf. zu-
sätzlich im Zuzugsstaat) der Erbschaft-/Schenkungsteu-
er zu unterwerfen. Ob dies eine unzulässige steuerliche 
Ungleichbehandlung von deutschen und nichtdeut-
schen Wegziehenden ist, hatte der BFH zu klären. 

Sachverhalt: 
    �Mutter und Sohn – beide jeweils deutsche Staatsbür-

ger – waren im November 2011 in die Schweiz ver-
zogen.

    �Nach dem Umzug im Dezember 2012 übertrug die 
Mutter ihrem Sohn schenkweise ein in der Schweiz 
belegenes Grundstück, an dem sie sich ein lebens-
längliches Nießbrauchsrecht nach Schweizer Recht 
vorhielt.

    �Trotz des Wegzugs setzte das deutsche Finanzamt 
aufgrund der erweiterten unbeschränkten Steuer-
pflicht, die das Weltvermögen besteuert, Schenkung-
steuer fest. In der Schweiz wurde der Vorgang hinge-
gen nicht besteuert.

Urteil des BFH v. 12.10.2022:
    �Der BFH wies die Klage ab. Die Regelung sei nicht ver-

fassungswidrig und verletze weder die unionsrechtli-
che Kapitalverkehrsfreiheit noch das mit der Schweiz 
bestehende Freizügigkeitsabkommen.

    �Die Einbeziehung des Gesetzgebers von nur einer 
bestimmten Personengruppe (hier deutsche Staats-
bürger) sei mit Blick auf die Gesetzeshistorie und die 
Anknüpfung an die Staatsbürgerschaft in anderen 
Gesetzen bzw. Abkommen nicht willkürlich. 

    �Zudem wäre die Steuerpflicht auf fünf Jahre be-
schränkt und eine etwaige Doppelbesteuerung kön-
ne durch Steueranrechnung teilweise vermieden 
werden.

    �Der BFH sah es nicht als erforderlich an, den Fall dem 
BVerfG oder dem EuGH vorzulegen.
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Hinweis: 
Hätten die Kläger das Schweizer Grundstück erst fünf 
Jahre nach dem Wegzug vollzogen, wäre keine Besteu-
erung in Deutschland mehr zulässig gewesen. Dabei ist 
jedoch zu beachten, dass auch nur eine kurzzeitige Neu-
begründung des Wohnsitzes/gewöhnlichen Aufenthal-
tes in Deutschland nach dem Wegzug einen Neubeginn 
der Fünfjahresfrist auslöst.

DISKUSSION UM HÖHERE FREIBETRÄGE BEI DER ERB-
SCHAFT-/SCHENKUNGSTEUER: EIN ÜBERBLICK 

Mit dem Jahressteuergesetz 2022 hat der Gesetzgeber 
die Immobilienbewertung an die ImmoWertV 2021 mit 
der Folge angepasst, sodass es im Einzelfall zu einer 
empfindlichen Erhöhung der Erbschaft- oder Schen-
kungsteuer wegen höherer Immobilienbewertungen ab 
01.01.2023 kommen kann.

Der Ruf nach Anhebung der erbschaft- und schenkung-
steuerlichen Freibeträge wurde laut, insbesondere weil 
diese seit 2009 nicht mehr angepasst worden waren. 
Gefordert worden war die Anhebung der Freibeträge 
um 56 % (beispielsweise von 400.000 Euro auf 660.000 
Euro für Schenkungen von Eltern an ihre Kinder). Bay-
ern als eines der 16 Bundesländer, denen das Erbschaft- 
und Schenkungsteueraufkommen als Landessteuer zu-

steht, hat zudem eine Regionalisierung der Freibeträge 
gefordert, d. h. jedes Bundesland solle die Freibeträge 
individuell festlegen können.

Sowohl der Antrag Bayerns v. 24.11.2022 im Bundes-
rat als auch die Bundestagsinitiative der CDU/CSU v. 
29.11.2022 wurden jedoch abgelehnt. Bayern hat nun 
angekündigt, eine Verfassungsklage einzureichen. 

Betroffene sollten sich in Anbetracht der vorerst gleich 
bleibenden Freibeträge Rat von ihrem steuerlichen Be-
rater einholen, um Immobilienvermögen trotz der neu-
er Bewertungsregeln dennoch möglichst ohne Anfall 
von Erbschaft- bzw. Schenkungssteuer zu übertragen. 
Als Gestaltungsmöglichkeit bietet sich zum Beispiel 
der Nießbrauch oder eine Familiengesellschaft an. Das 
Familienheim genießt dabei eine besondere Steuerbe-
freiung und kann (unter Beachtung der besonderen 
Voraussetzungen) insbesondere unter Ehegatten ohne 
Verbrauch der Freibeträge steuerfrei übertragen wer-
den. 

ZUGEWINNAUSGLEICH: GESTALTUNG UND STEUER-
FALLE ZUGLEICH 

Viele Ehepaare in Deutschland (einschließlich Le-
benspartnerschaften) leben bewusst oder unbewusst 
im Güterstand der Zugewinngemeinschaft. Dieser liegt 
vor, wenn Ehepaare nichts Abweichendes durch einen 
Ehevertrag regeln. 

Der Zugewinnausgleich hat das Ziel, Vermögensunter-
schiede zwischen den Ehegatten, die während der Ehe 
entstanden sind, bei Beendigung der Ehe (durch Tod 
eines Ehegatten, Scheidung oder Güterstands-Wechsel) 
gleichzustellen. 

Dazu werden die jeweiligen Vermögen beider Ehegat-
ten bei Eintritt in und Austritt aus der Ehe einschließlich 
z. B. Immobilien oder Beteiligungen gegenüber gestellt. 
Der Ehegatte mit dem geringeren Vermögen hat gesetz-
lichen Anspruch auf die Hälfte der Vermögensdifferenz 
(Zugewinn) zwischen beiden Ehegatten. 
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Der Zugewinnausgleich unterliegt grundsätzlich nicht 
der Erbschaft- oder Schenkungsteuer oder Grunder-
werbsteuer. Dies eröffnet Gestaltungsspielräume. Aller-
dings bestehen auch diverse Steuerfallen. Die Wesent-
lichsten sollen nachstehend dargestellt werden.

Gestaltungen mit dem Zugewinnausgleich: 
    �In 2005 urteilte der BFH, dass der Zugewinnausgleich 

im Rahmen der sog. Güterstandsschaukel schen-
kungsteuerfrei ist. Damit ist die bewusste Beendi-
gung des Güterstandes der Zugewinngemeinschaft, 
der temporären Wechsel in die Gütertrennung und 
die Neuvereinbarung der Zugewinngemeinschaft 
gemeint. Der hierdurch ausgelöste (ggf. sehr hohe) 
Zugewinnausgleichsanspruch unterliegt weder der 
Schenkungsteuer noch werden Freibeträge ver-
braucht. Die Gestaltung bietet sich zudem zum Schutz 
des Vermögens vor Gläubigern und zur Pflichtteilsre-
duzierung an. 

Steuerfallen beim Zugewinnausgleich: 
    �Da der zugewinnberechtigte Ehegatte einen Baran-

spruch erwirbt, ist dieser grds. mit liquidem Vermö-
gen auszugleichen. Er kann aber auch mit anderen 
Werten z. B. Immobilien, Kapitalgesellschafts- oder 
Mitunternehmeranteilen beglichen werden. Ertrag-
steuerlich ist die Begleichung des Anspruchs jedoch 
ein Veräußerungsgeschäft und kann (insbesonde-
re wenn bei Immobilien die Spekulationsfrist noch 

nicht abgelaufen ist) hohe Ertragsteuern auslösen. 
Zudem kann bei Immobilien hierdurch die Drei-Ob-
jektgrenze des gewerblichen Grundstückshandels 
überschritten werden. Die Entnahme von einzelnen 
Vermögenswerten aus dem Betriebsvermögen zur 
Begleichung des Anspruchs löst zudem eine ertrag-
steuerpflichtige Entnahme aus. Eine Alternative 
wäre beispielsweise die Hingabe der eigengenutzten 
Immobilie bzw. von Immobilien, bei denen die Spe-
kulationsfrist bereits abgelaufen ist.

    �Häufig vereinbaren die Ehegatten einen (teilweisen) 
Verzicht auf den entstandenen (ggf. sehr hohen) 
Zugewinnausgleichsanspruch. Hier kann allerdings 
eine steuerpflichtige Schenkung vorliegen. Auch die 
Modifikation des Zugewinnausgleichs z. B. kurz vor 
der Scheidung bzw. kurz vor dem Wechsel des Güter-
standes birgt schenkungsteuerliche Risiken. 

    �Es sollte beachtet werden, dass der Ausgleich des 
Zugewinns ohne Beendigung durch Scheidung oder 
Güterstandswechsel (sog. fliegender Zugewinnaus-
gleich) nicht von Erbschaft-/Schenkungsteuer befreit 
ist und hohe Schenkungsteuern auslösen kann.

Beratung erforderlich: 
Sofern eine Scheidung droht oder ein Ehevertrag ge-
schlossen bzw. modifiziert werden soll, empfiehlt es 
sich stets, im Vorfeld den Rat eines rechtlichen sowie 
eines steuerlichen Beraters einzuholen.
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FÄLLIGKEITSTERMINE FÜR STEUERN UND BEITRÄGE ZUR 
SOZIALVERSICHERUNG VON MÄRZ BIS MAI 2023

STEUERTERMINE IM MÄRZ 2023 

STEUERTERMINE IM APRIL 2023 

STEUERTERMINE IM MAI 2023 

 

DIE FÄLLIGKEITEN DER SOZIALVERSICHERUNGSBEITRÄGE ERGEBEN SICH AUS DER NACHFOLGENDEN TABELLE: 

11.04.2023 Umsatzsteuer 02.2023 Mit Dauerfristverlängerung

Umsatzsteuer 03.2023 Ohne Dauerfristverlängerung

Lohnsteuer 03.2023

Lohnsteuer I.2023

30.04.2023 USt: One-Stop-Shop, EU-Regelung

10.05.2023 Umsatzsteuer 03.2023 Mit Dauerfristverlängerung

Umsatzsteuer 04.2023 Ohne Dauerfristverlängerung

Lohnsteuer 04.2023

15.05.2023 Gewerbesteuer l.2023

Grundsteuer l.2023 

Eingang Beitragsnachweis Zahlungseingang

27.03.2023 29.03.2023

24.04.2023 26.04.2023

24.05.2023 26.05.2023

10.03.2023 Umsatzsteuer 01.2023 Mit Dauerfristverlängerung

Umsatzsteuer 02.2023 Ohne Dauerfristverlängerung

Lohnsteuer 02.2023

ESt-VZ l.2023

Haftungsausschluss | Die in diesem Rundschreiben stehenden Texte sind nach bestem Wissen und 
Kenntnisstand erstellt worden. Die Komplexität und der ständige Wandel der Rechtsmaterie machen es jedoch 
notwendig, Haftung und Gewähr auszuschließen.

Bei Scheckeinzahlung muss der Scheck dem Finanzamt spätestens 3 Tage vor dem Fälligkeitstermin vorliegen. 


